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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Verordnung des Bundeskanzlers, mit der die WFA-Grundsatz-Verordnung geändert wird 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Durchführung der wirkungsorientierten Folgenabschätzung Durchführung der wirkungsorientierten Folgenabschätzung 

Systematische Schritte der wirkungsorientierten Folgenabschätzung Systematische Schritte der wirkungsorientierten Folgenabschätzung 

§ 5. (1) und (2) ... § 5. (1) und (2) ... 

(2a) Liegt mehreren Regelungsvorhaben oder sonstigen Vorhaben in 
sachlicher, legistischer, organisatorischer oder budgetärer Hinsicht ein 
einheitliches Ziel zugrunde, dürfen sie gebündelt werden (§ 5a). Abweichend von 
Abs. 2 kann in diesem Fall die wirkungsorientierte Folgenabschätzung für das 
Vorhabenbündel durchgeführt werden oder eine bestehende wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung aktualisiert werden. Voraussetzung für die Bündelung von 
Vorhaben gemäß § 58 Abs. 2 BHG 2013 und sonstigen rechtsetzenden 
Maßnahmen grundsätzlicher Art gemäß § 16 Abs. 2 BHG 2013 ist das Vorliegen 
einer bilateralen Vereinbarung gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 der Vorhabensverordnung, 
BGBl. II Nr. 22/2013, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 70/2015. 

(2a) Liegt mehreren Regelungsvorhaben oder sonstigen Vorhaben in 
sachlicher, legistischer, organisatorischer oder budgetärer Hinsicht ein 
einheitliches Ziel zugrunde, dürfen diese gemäß § 5a gebündelt werden. 
Abweichend von Abs. 2 kann in diesem Fall die wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung oder vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung für 
das Vorhabenbündel durchgeführt werden oder eine bestehende 
wirkungsorientierte Folgenabschätzung oder vereinfachte wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung aktualisiert werden. Die vereinfachte wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung ist nur für das Vorhabenbündel zulässig, wenn es 
ausschließlich aus Vorhaben besteht, die einzeln und in Summe die 
Voraussetzungen des § 10a erfüllen. Die wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
für das Vorhabenbündel, dessen Vorhaben nur zum Teil die Voraussetzungen des 
§ 10a erfüllen, ist nur dann zulässig, wenn der Zeitraum zwischen dem 
Inkrafttreten oder Wirksamwerden des zeitlich jüngsten und dem des zeitlich 
ältesten Vorhabens des Bündels längstens fünf Jahre beträgt. Voraussetzung für 
die Bündelung von Vorhaben gemäß § 58 Abs. 2 BHG 2013 und sonstigen 
rechtsetzenden Maßnahmen grundsätzlicher Art gemäß § 16 Abs. 2 BHG 2013 ist 
das Vorliegen einer bilateralen Vereinbarung gemäß § 3 Abs. 2 Z 3 der 
Vorhabensverordnung, BGBl. II Nr. 22/2013, in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 70/2015. 

(3) bis (10) ... (3) bis (10) ... 

Bündelung Bündelung 

§ 5a. (1) und (2) ... § 5a. (1) und (2) ... 

 (2a) Die vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung pro 
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Vorhabenbündel ist zu aktualisieren, falls sich insbesondere 

  1. die Regelungsziele bis zur Erlassung der Regelungsvorhaben, oder 

  2. die Vorhabensziele bis zur Durchführung der sonstigen Vorhaben 

  ändern und die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 10a weiterhin vorliegen. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

(5) Hat die Prüfung gemäß Abs. 3 ergeben, dass die Voraussetzungen gemäß 
§ 5 Abs. 2a nicht vorliegen, hat die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler 
bzw. die Bundesministerin für Finanzen oder der Bundesminister für Finanzen 
eine begründete Stellungnahme an das haushaltsleitende Organ zu übermitteln. 
Die Stellungnahme verpflichtet das haushaltsleitende Organ zur Ausarbeitung 
einer wirkungsorientierten Folgenabschätzung gemäß § 5 Abs. 2. 

(5) Hat die Prüfung gemäß Abs. 3 ergeben, dass die Voraussetzungen gemäß 
§ 5 Abs. 2a nicht vorliegen, hat die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler 
bzw. die Bundesministerin für Finanzen oder der Bundesminister für Finanzen 
eine begründete Stellungnahme an das haushaltsleitende Organ zu übermitteln. 
Die Stellungnahme verpflichtet das haushaltsleitende Organ zur Ausarbeitung 
einer wirkungsorientierten Folgenabschätzung gemäß § 5 Abs. 2 oder zur 
Ausarbeitung einer vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung 
gemäß § 10a. 

(6) ... (6) ... 

Wirkungsdimensionen Wirkungsdimensionen 

§ 6. (1) Die in Anlage 1 näher ausgeführten Wirkungsdimensionen zu den in 
§ 17 Abs. 1 BHG 2013 aufgezählten Auswirkungen sind: 

§ 6. (1) Die in Anlage 1 näher ausgeführten Wirkungsdimensionen zu den in 
§ 17 Abs. 1 BHG 2013 aufgezählten Auswirkungen sind: 

 1. Gesamtwirtschaft,  1. Gesamtwirtschaft, 

 2. Unternehmen,  2. Unternehmen, 

 3. Umwelt,  3. Umwelt, 

 4. Konsumentenschutzpolitik,  4. Konsumentenschutzpolitik, 

 5. Verwaltungskosten für Bürgerinnen und Bürger und für Unternehmen,  5. Verwaltungskosten für Bürgerinnen und Bürger und für Unternehmen, 

 6. Soziales,  6. Soziales, 

 7. Kinder und Jugend,  7. Kinder und Jugend, 

 8. Tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern.  8. Tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern, 

  9. Klima. 

(2) ... (2) ... 

Zeitpunkt der Durchführung 
bei Entwürfen für Rechtsvorschriften des Bundes und 

Begutachtungsverfahren 

Zeitpunkt der Durchführung 
bei Entwürfen für Rechtsvorschriften des Bundes und 

Begutachtungsverfahren 

§ 9. (1) ... § 9. (1) ... 
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(2) Wenn Daten für die wirkungsorientierte Folgenabschätzung von 
Regelungsvorhaben erst nach Einleitung des Begutachtungsverfahrens aktualisiert 
werden, ist die aktualisierte wirkungsorientierte Folgenabschätzung, soweit eine 
Einbringung in den Ministerrat stattzufinden hat, rechtzeitig vor der Einbringung 
dem Bundeskanzler (ressortübergreifende Wirkungscontrollingstelle) und der 
Bundesministerin für Finanzen zu übermitteln. 

(2) Wenn Daten für die wirkungsorientierte Folgenabschätzung von 
Regelungsvorhaben erst nach Einleitung des Begutachtungsverfahrens aktualisiert 
werden, ist die aktualisierte wirkungsorientierte Folgenabschätzung, soweit eine 
Einbringung in den Ministerrat stattzufinden hat, rechtzeitig vor der Einbringung 
der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler (ressortübergreifende 
Wirkungscontrollingstelle) und der Bundesministerin für Finanzen oder dem 
Bundesminister für Finanzen zu übermitteln. 

(3) ... (3) ... 

(4) Wenn bei Verordnungen ein Begutachtungsverfahren bzw. eine 
Einbringung in den Ministerrat nicht vorgesehen ist, ist die wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung im Rahmen der Einvernehmensherstellung gemäß § 16 Abs. 1 
BHG 2013 der Bundesministerin für Finanzen sowie dem Bundeskanzler 
(ressortübergreifende Wirkungscontrollingstelle) zu übermitteln. 

(4) Wenn bei Verordnungen ein Begutachtungsverfahren bzw. eine 
Einbringung in den Ministerrat nicht vorgesehen ist, ist die wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung im Rahmen der Einvernehmensherstellung gemäß § 16 Abs. 1 
BHG 2013 der Bundesministerin für Finanzen oder dem Bundesminister für 
Finanzen sowie der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler 
(ressortübergreifende Wirkungscontrollingstelle) zu übermitteln. 

(5) Für die Qualitätssicherung der wirkungsorientierten Folgenabschätzung 
gilt § 5 Abs. 1 Z 1 der Wirkungscontrollingverordnung, BGBl. II Nr. 245/2011 
bzw. hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen § § 11 Abs. 2 WFA-FinAV. 

(5) Für die Qualitätssicherung der wirkungsorientierten Folgenabschätzung 
gilt § 5 Abs. 1 Z 1 der Wirkungscontrollingverordnung, BGBl. II Nr. 245/2011 
bzw. hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen § 11 Abs. 2 WFA-FinAV. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Voraussetzungen der vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung Voraussetzungen der vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung 

§ 10a. (1) ... § 10a. (1) ... 

 2. keine finanziellen Auswirkungen auslöst, die unsaldiert die 
Betragsgrenze von 20 Millionen Euro an Aufwendungen, 
Minderaufwendungen, Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Investitionen, Erträgen oder Mindererträgen überschreiten und es keine 
langfristigen finanziellen Auswirkungen gemäß § 9 WFA-FinAV zur 
Folge hat; die Betragsgrenze ist bei Regelungsvorhaben auf den Zeitraum 
des laufenden Finanzjahrs und der nächsten vier Finanzjahre 
anzuwenden, bei sonstigen Vorhaben auf die Gesamtlaufzeit des 
Vorhabens, und 

 2. keine finanziellen Auswirkungen auslöst, die unsaldiert die 
Betragsgrenze von 50 Millionen Euro aller Aufwendungen, 
Minderaufwendungen, Anschaffungs- und Herstellungskosten von 
Investitionen, Erträgen und Mindererträgen zusammengerechnet 
überschreiten und es keine langfristigen finanziellen Auswirkungen 
gemäß § 9 WFA-FinAV zur Folge hat; die Betragsgrenze ist bei 
Regelungsvorhaben auf den Zeitraum des laufenden Finanzjahrs und der 
nächsten vier Finanzjahre anzuwenden, bei sonstigen Vorhaben auf die 
Gesamtlaufzeit des Vorhabens, und 

 3. ...  3. ... 
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(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 

Schlussbestimmung Schlussbestimmung 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 14. (1) und (2) ... § 14. (1) und (2) ... 

 (3) In der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. xxx/2026 treten in Kraft: 

  1. § 6 Abs. 1 Z 9 und die Anlage 1 zu § 6 Abs. 1 mit 1. Jänner 2026; 

  2. § 5 Abs. 2a, § 5a Abs. 2a und 5, § 9 Abs. 2, 4 und 5 sowie § 10a Abs. 1 
Z 2 mit dem der Kundmachung folgenden Tag. 

Anlage 1 zu § 6 Abs. 1 Anlage 1 zu § 6 Abs. 1 

Wesentlichkeitskriterien zu Wirkungsdimensionen Wesentlichkeitskriterien zu Wirkungsdimensionen 
  

Als Wesentlichkeitskriterien zu Wirkungsdimensionen werden festgelegt: Als Wesentlichkeitskriterien zu Wirkungsdimensionen werden festgelegt: 
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Wirkungs
dimension 

Subdimension der
  
Wirkungsdimension 

Wesentlichkeitskriterium 

… … … 

Umwelt Luft oder Klima – Veränderung der 
gesamtösterreichischen 
Emissionen der 
Feinstaubfraktion PM10 um mehr 
als 3,5 Tonnen pro Jahr oder von 
Stickstoffoxiden um mehr als 
14 Tonnen pro Jahr oder 

– Änderung der 
Treibhausgaemsissionen um 
10 000 Tonnen CO2-Äquivalent 
pro Jahr 

 … … 

Wirkungs
dimension 

Subdimension der
  
Wirkungsdimension 

Wesentlichkeitskriterium 

… … … 

Umwelt Luft – Zu- oder Abnahme der 
gesamtösterreichischen 
Emissionen der 
Feinstaubfraktion PM10 um mehr 
als 3,5 Tonnen in zumindest 
einem der nächsten fünf Jahre 
oder von Stickstoffoxiden um 
mehr als 14 Tonnen in zumindest 
einem der nächsten fünf Jahre 

 … … 
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 Ökosysteme, Tiere, 
Pflanzen oder Boden 

– Eingriffe in den Lebensraum im 
Hinblick auf die Verringerung 
des Hochwasserschutzes oder 
des Schutzes vor Muren und 
Lawinen, Veränderungen 
hinsichtlich der Produktion von 
schadstofffreien Lebensmitteln 
oder Eingriffe in 
Naturschutzgebiete oder 

– Zerschneidung eines großflächig 
zusammenhängenden 
Waldgebietes oder einer 
regionstypischen Landschaft 
oder 

– Zunahme der versiegelten 
Flächen um 25 ha pro Jahr 

 Energie oder Abfall – Änderung des 
Energieverbrauchs um mehr als 
100 TJ pro Jahr oder 

– Änderung des Ausmaßes an 
gefährlichen Abfällen von mehr 
als 1 000 Tonnen pro Jahr oder 
des Ausmaßes an nicht 
gefährlichen Abfällen, die einer 
Beseitigung (Deponierung) 
zuzuführen sind, von mehr als 
10 000 Tonnen pro Jahr. 

… … … 

 

 Ökosysteme, Tiere, 
Pflanzen oder Boden 

– Eingriffe in den Lebensraum im 
Hinblick auf die Verringerung 
des Hochwasserschutzes oder 
des Schutzes vor Muren und 
Lawinen, Veränderungen 
hinsichtlich der Produktion von 
schadstofffreien Lebensmitteln 
oder Eingriffe in 
Naturschutzgebiete oder 

– Zerschneidung eines großflächig 
zusammenhängenden 
Waldgebietes oder einer 
regionstypischen Landschaft 
oder 

– Versiegelung von mehr als 15 ha 
Fläche in Summe der nächsten 
fünf Jahre ab Realisierung des 
Vorhabens 

 Energie oder Abfall – Änderung des 
Energieverbrauchs um mehr als 
100 TJ in zumindest einem der 
nächsten fünf Jahre oder 

– Änderung des Ausmaßes an 
gefährlichen Abfällen von mehr 
als 1 000 Tonnen in zumindest 
einem der nächsten fünf Jahre 
oder des Ausmaßes an nicht 
gefährlichen Abfällen, die einer 
Beseitigung (Deponierung) 
zuzuführen sind, von mehr als 
10 000 Tonnen in zumindest 
einem der nächsten fünf Jahre. 

… … … 
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Klima Anpassungsfähigkeit – Auswirkungen in den nächsten 
fünf Jahren auf die Erfüllung der 
übergeordneten Ziele von 
mindestens drei Aktivitätsfeldern 
in der aktuellen 
Österreichischen Strategie zur 
Anpassung an den Klimawandel, 
oder 

– Bei mehr als 2 000 Personen 
ändert sich das Risiko bezüglich 
der Folgen des Klimawandels in 
zumindest einem der nächsten 
fünf Jahre. 

 

Treibhausgase Zu- oder Abnahme der 
Treibhausgasemissionen oder 
Kohlenstoffspeicherung in Österreich 
ab Realisierung des Vorhabens von 
mehr als  

– 8 500 Tonnen Kohlenstoffdioxid-
Äquivalent in zumindest einem 
der nächsten fünf Jahre, oder 

– 35 000 Tonnen 
Kohlenstoffdioxid-Äquivalent in 
Summe der nächsten fünf Jahre. 

 

  
 


